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1. Die Leitlinien der Kommission für das 
Verfahren zur Festsetzung von Geld­
bußen, die gemäß Artikel 15 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 17 und gemäß 
Artikel 65 Absatz 5 EGKS-Vertrag fest­
gesetzt werden, stellen zwar nicht die 
Rechtsgrundlage der Entscheidung dar, 
mit der gegen einen Wirtschaftsteilneh­
mer eine Geldbuße verhängt wird und 
die auf der Verordnung Nr. 17 beruht, 
regeln aber allgemein und abstrakt das 
Verfahren, das die Kommission für die 
Bemessung der Geldbußen vorgesehen 
hat. Angesichts der möglichen Rechts­
wirkungen von Verhaltensregeln wie 
den Leitlinien, die Vorschriften von 
allgemeiner Geltung enthalten, besteht 
daher, wenn diese von der Kommission 
in der angefochtenen Entscheidung an­
gewandt werden, zwischen dieser Ent­
scheidung und den Leitlinien ein un­
mittelbarer Zusammenhang, so dass 
gegen sie die Rüge der Rechtswidrigkeit 
erhoben werden kann. 

(vgl. Randnr. 35) 

2. Die Leitlinien der Kommission für das 
Verfahren zur Festsetzung von Geld­
bußen, die gemäß Artikel 15 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 17 und gemäß 
Artikel 65 Absatz 5 EGKS-Vertrag fest­
gesetzt werden, erlauben der Kommis­
sion erforderlichenfalls die besondere 
Situation zu berücksichtigen, in der sich 

die kleinen und mittleren Unternehmen 
befinden. 

(vgl. Randnr. 39) 

3. Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 17 sieht ausdrücklich vor, dass bei 
der Festsetzung der Höhe der Geldbuße 
„neben der Schwere des Verstoßes auch 
die Dauer der Zuwiderhandlung" zu 
berücksichtigen ist. Angesichts dieses 
Wortlauts kann, selbst wenn bestimmte 
Zuwiderhandlungen ihrem Wesen nach 
auf Dauer angelegt sind, der Kommis­
sion nicht verwehrt sein, die tatsächliche 
Dauer im konkreten Fall zu berück­
sichtigen. So haben Kartelle, die zwar 
langfristig angelegt sind, aber nach 
kurzer Zeit tatsächlichen Funktionierens 
von der Kommission entdeckt oder von 
einem Teilnehmer angezeigt werden, 
zwangsläufig eine weniger schädliche 
Wirkung als solche, die über einen 
langen Zeitraum tatsächlich funktionie­
ren. Folglich ist stets zwischen der Dauer 
einer Zuwiderhandlung und ihrer 
Schwere, wie sie sich aus ihrem Wesen 
ergibt, zu unterscheiden. 

(vgl. Randnr. 45) 
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4. Im Rahmen der Bemessung der Geld­
bußen wegen Verstoßes gegen die ge­
meinschaftlichen Wettbewerbsvorschrif­
ten ist bei der Beurteilung der Schwere 
der Zuwiderhandlung insbesondere die 
Art der Wettbewerbsbeschränkungen zu 
berücksichtigen. So kann ein horizonta­
les Kartell, das die Preise und Quoten 
auf europäischer Ebene festsetzt und in 
dessen Rahmen zumindest ein Kunde 
zugeteilt worden ist, aufgrund seiner Art 
von der Kommission zu Recht als 
besonders schwer eingestuft werden. 

Diese Einstufung wird durch das Fehlen 
formeller Maßnahmen zur Kontrolle der 
Durchführung des Kartells, durch die 
Festsetzung der Quoten auf europäi­
scher Ebene, was eine Abschottung der 
nationalen Märkte verhindert, durch die 
Festsetzung lediglich von Richtpreisen 
oder schließlich durch die Zuweisung 
nur einiger Kunden nicht in Frage 
gestellt. 

(vgl. Randnrn. 66-67, 70-71, 77, 82, 90) 

5. Die Kommission ist in einer Entschei­
dung nach Artikel 81 EG zu einer 
Abgrenzung des Marktes verpflichtet, 
wenn ohne eine solche Abgrenzung 
nicht beurteilt werden kann, ob die 

Vereinbarung, der Beschluss von Unter­
nehmensvereinigungen oder die abge­
stimmte Verhaltensweise, um die es 
jeweils geht, geeignet ist, den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträch­
tigen, oder eine Verhinderung, Ein­
schränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsa­
men Marktes bezweckt oder bewirkt. 

(vgl. Randnr. 122) 

6. Wenn eine Zuwiderhandlung gegen die 
gemeinschaftlichen Wettbewerbsvor­
schriften von mehreren Unternehmen 
begangen worden ist, sind für die Fest­
setzung der allgemeinen Höhe der Geld­
bußen nicht die Wirkungen zu berück­
sichtigen, die sich aus dem von einem 
Unternehmen behaupteten eigenen in­
dividuellen Verhalten ergeben, sondern 
die Wirkungen der Zuwiderhandlung, 
an der es teilgenommen hat, in ihrer 
Gesamtheit. 

Dagegen ist die relative Schwere des 
Tatbeitrags jedes einzelnen Unterneh­
mens zu prüfen, um festzustellen, ob in 
seinem Fall erschwerende oder mildern­
de Umstände vorliegen. 

(vgl. Randnrn. 127, 132) 
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7. Bei der Bestimmung der Schwere eines 
kartellrechtlichen Verstoßes ist die 
Kommission nicht verpflichtet, die 
schlechte Finanzlage in der betreffenden 
Branche als mildernden Umstand zu 
berücksichtigen. Im Allgemeinen entste­
hen Kartelle nämlich dann, wenn eine 
Branche in Schwierigkeiten ist. 

(vgl. Randnr. 139) 

8. Für die Bemessung der Geldbuße, die 
wegen Verstoßes gegen die gemein­
schaftlichen Wettbewerbsvorschriften 
festgesetzt wird, darf weder dem Ge­
samtumsatz des Unternehmens noch 
dem Teil dieses Umsatzes, der auf die 
Waren entfällt, die Gegenstand der Zu­
widerhandlung sind, eine im Verhältnis 
zu den anderen Beurteilungskriterien 
übermäßige Bedeutung zugemessen 
werden, so dass die Festsetzung einer 
angemessenen Geldbuße nicht das Er­
gebnis eines bloßen, auf den Gesamt­
umsatz gestützten Rechenvorgangs sein 
kann, insbesondere dann, wenn die 
betroffenen Waren nur einen geringen 
Teil dieses Umsatzes ausmachen. 

(vgl. Randnr. 154) 

9. Die Kommission ist nicht verpflichtet, 
bei der Bemessung der Geldbuße wegen 

Verstoßes gegen die gemeinschaftlichen 
Wettbewerbsvorschriften die schlechte 
Finanzlage eines betroffenen Unterneh­
mens zu berücksichtigen, da die Aner­
kennung einer solchen Verpflichtung 
darauf hinauslaufen würde, den am 
wenigsten den Marktbedingungen ange­
passten Unternehmen einen ungerecht­
fertigten Wettbewerbsvorteil zu ver­
schaffen. Diese Feststellung wird durch 
Nummer 5 Buchstabe b der Leitlinien 
der Kommission für das Verfahren zur 
Festsetzung von Geldbußen, die gemäß 
Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 17 und gemäß Artikel 65 Absatz 5 
EGKS-Vertrag festgesetzt werden, nicht 
in Frage gestellt, wonach die tatsächliche 
Steuerkraft eines Unternehmens zu be­
rücksichtigen ist. Letztere ist nämlich 
nur „im gegebenen sozialen Umfeld" 
relevant, d. h. im Licht der Folgen, die 
die Zahlung der Geldbuße u. a. in Form 
einer Zunahme der Arbeitslosigkeit oder 
einer Beeinträchtigung der dem betref­
fenden Unternehmen vor- und nachge­
lagerten Wirtschaftssektoren hätte. 

Dass eine Maßnahme einer Gemein­
schaftsbehörde zum Konkurs oder zur 
Auflösung eines bestimmten Unterneh­
mens führt, ist nach dem Gemein­
schaftsrecht an und für sich nicht 
verboten. Die Auflösung eines Unter­
nehmens in seiner bestehenden Rechts­
form kann zwar die finanziellen 
Interessen der Eigentümer, Aktionäre 
oder Anteilseigner beeinträchtigen, be­
deutet aber nicht, dass auch die durch 
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das Unternehmen repräsentierten per­
sonellen, materiellen und immateriellen 
Mittel ihren Wert verlieren. 

(vgl. Randnrn. 161-163) 

10. Das Abschreckungsziel, das die Kom­
mission bei der Bemessung einer Geld­
buße verfolgen darf, besteht darin, zu 
gewährleisten, dass die Unternehmen 
die im Vertrag für ihre Tätigkeiten in 
der Gemeinschaft oder im Europäischen 
Wirtschaftsraum festgelegten Wettbe­
werbsvorschriften beachten. Die ab­
schreckende Wirkung einer wegen Ver­
stoßes gegen die Wettbewerbsvorschrif­
ten der Gemeinschaft festgesetzten 
Geldbuße darf daher nicht allein nach 
Maßgabe der besonderen Situation des 
verurteilten Unternehmens bestimmt 
werden. 

(vgl. Randnr. 181) 

11. Die Höhe der wegen Verstoßes gegen 
die gemeinschaftlichen Wettbewerbs­
vorschriften festgesetzten Geldbuße 
muss zwar in einem angemessenen 
Verhältnis stehen zur Dauer der fest­
gestellten Zuwiderhandlung und zu den 
anderen Faktoren, die für die Beurtei­
lung der Schwere des Verstoßes eine 
Rolle spielen, darunter zu dem Gewinn, 
den das betreffende Unternehmen aus 

seinem Verhalten ziehen konnte, doch 
steht die Tatsache, dass ein Unterneh­
men aus der Zuwiderhandlung keinen 
Vorteil gezogen hat, der Verhängung 
einer Geldbuße nicht entgegen, soll 
diese ihren abschreckenden Charakter 
nicht verlieren. Somit muss die Kom­
mission bei der Bemessung der Geld­
bußen das Fehlen eines aus der betref­
fenden Zuwiderhandlung gezogenen 
Vorteils nicht berücksichtigen. 

Zwar kann die Kommission nach Num­
mer 2 Absatz 1 fünfter Gedankenstrich 
ihrer Leitlinien für das Verfahren zur 
Festsetzung von Geldbußen, die gemäß 
Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 17 und gemäß Artikel 65 Absatz 5 
EGKS-Vertrag festgesetzt werden, die 
Geldbuße wegen erschwerender Um­
stände erhöhen, um den Betrag der 
aufgrund der Zuwiderhandlung unrecht­
mäßig erzielten Gewinne zu übertreffen, 
doch bedeutet dies nicht, dass sie sich 
damit für die Zukunft verpflichtet hätte, 
unter allen Umständen für die Bemes­
sung der Geldbuße den mit der fest­
gestellten Zuwiderhandlung ver­
bundenen finanziellen Vorteil zu 
ermitteln. Anders ausgedrückt kann das 
Fehlen eines solchen Vorteils nicht als 
mildernder Umstand anerkannt werden. 

(vgl. Randnrn. 184-186) 

12. Bei der Bemessung der wegen Verstoßes 
gegen die gemeinschaftlichen Wettbe­
werbsvorschriften festgesetzten Geldbu­
ßen soll durch die durch Artikel 15 
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Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 einge­
führte Höchstgrenze von 10 % des von 
dem einzelnen an der Zuwiderhandlung 
beteiligten Unternehmen im letzten Ge­
schäftsjahr erzielten Umsatzes verhin­
dert werden, dass die Geldbußen außer 
Verhältnis zur Größe des Unternehmens 
stehen. Da dafür aber allein der Gesamt­
umsatz einen ungefähren Anhaltspunkt 
liefern kann, muss sich diese Höchst­
grenze auf den Gesamtumsatz beziehen. 

Daher kann sich ein betroffenes Unter­
nehmen nicht mit dem Hinweis auf die 
gegen andere an der Zuwiderhandlung 
beteiligte Unternehmen verhängten 
Geldbußen auf eine Ungleichbehand­
lung berufen, da die Kommission für 
die Bestimmung der Höchstgrenze der 
Geldbuße nicht den Umsatz berücksich­
tigen muss, den das Unternehmen mit 
dem in Rede stehenden Produkt im 
Verhältnis zu seinem Gesamtumsatz 
erzielt hat. 

(vgl. Randnrn. 196, 199) 

13. Das Verbot der Rückwirkung von Straf­
vorschriften ist ein allen Rechtsordnun­
gen der Mitgliedstaaten gemeinsamer 
Grundsatz, der auch in Artikel 7 der 
Europäischen Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte verankert ist, und 

gehört zu den allgemeinen Rechtsgrund­
sätzen, deren Wahrung der Gemein­
schaftsrichter zu sichern hat. 

Zwar sind nach Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung Nr. 17 Entscheidungen der 
Kommission, mit denen Geldbußen we­
gen Verstoßes gegen das Wettbewerbs­
recht festgesetzt werden, nicht 
strafrechtlicher Art, doch muss die 
Kommission in jedem Verwaltungsver­
fahren, das in Anwendung der Wettbe­
werbsvorschriften des Vertrages zu 
Sanktionen führen kann, die allgemei­
nen Grundsätze des Gemeinschafts­
rechts und insbesondere das Rück­
wirkungsverbot beachten. 

Die Unternehmen, gegen die ein Ver­
waltungsverfahren eingeleitet ist, das zu 
einer Geldbuße führen kann, müssen 
jedoch mit der Möglichkeit rechnen, 
dass die Kommission jederzeit eine 
Anhebung des Bußgeldniveaus gegen­
über dem von ihr in der Vergangenheit 
festgelegten Niveau beschließen kann. 
Dies gilt nicht nur, wenn die Kommis­
sion das Bußgeldniveau in Einzelent­
scheidungen anhebt, sondern auch, 
wenn das Niveau durch die Anwendung 
allgemein geltender Verhaltensregeln 
wie der Leitlinien angehoben wird. 

Daraus folgt, dass aufgrund des Ermes­
sens, über das die Kommission bei der 
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Bemessung der Geldbußen verfügt, um 
das Verhalten der Unternehmen in dem 
Sinne lenken zu können, dass sie die 
Wettbewerbsvorschriften einhalten, die 
neue Berechnungsmethode für die Geld­
bußen in den Leitlinien für das Ver­
fahren zur Festsetzung von Geldbußen, 
die gemäß Artikel 15 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 17 und gemäß Arti­
kel 65 Absatz 5 EGKS-Vertrag festge­
setzt werden, wenn sich diese Methode 
denn wirklich auf das Niveau der 
verhängten Geldbußen im Vergleich 
zur früheren Praxis der Kommission 
verschärfend auswirkt, nicht gegen die 
Grundsätze des Artikels 7 der Euro­
päischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte verstößt, da sie für die 
betroffenen Unternehmen in der Zeit, in 
der die Zuwiderhandlung begangen 
wurde, durchaus vorhersehbar war. 

(vgl. Randnrn. 205-210) 

14. Bei einer Bußgeldentscheidung gegen 
mehrere Unternehmen wegen einer Zu­
widerhandlung gegen die gemeinschaft­
lichen Wettbewerbsvorschriften ist bei 

der Ermittlung des Umfangs der Be­
gründungspflicht insbesondere zu be­
rücksichtigen, dass die Schwere der 
Zuwiderhandlungen anhand einer Viel­
zahl von Gesichtspunkten zu ermitteln 
ist, zu denen u. a. die besonderen 
Umstände der Rechtssache, ihr Kontext 
und die Abschreckungswirkung der 
Geldbußen gehören, ohne dass es eine 
zwingende oder abschließende Liste von 
Kriterien gäbe, die auf jeden Fall berück­
sichtigt werden müssten. 

Dabei verlangt die Begründungspflicht 
als ein wesentliches Formerfordernis von 
der Kommission nicht, in ihrer Entschei­
dung bezifferte Angaben zur Art der 
Berechnung der Geldbußen zu machen, 
sondern nur, die Gesichtspunkte wieder­
zugeben, anhand deren sie die Schwere 
und Dauer der Zuwiderhandlung be­
stimmen konnte. 

(vgl. Randnrn. 218, 222) 
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